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Mitglieder-Info Nr. 35/2012 

Umsetzung des Fiskalpaktes 

Kosten der Eingliederungshilfe und der Grundsicherung im Alter 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Sie der Berichterstattung in den Medien entnehmen konnten, haben sich Bund und Län-
der am 24.06.2012 auf Eckpunkte einer innerstaatlichen Umsetzung des Fiskalpakts verstän-
digt.  

Bundestag und Bundesrat haben am 29.06.2012 dem Fiskalpakt und dem Euro-
Rettungsschirm zugestimmt. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 29.06.2012 auch eine Entschließung  

„Eckpunkte einer innerstaatlichen Umsetzung der neuen Vorgaben des Fiskalvertrags 
und des Stabilitäts- und Wachstumspaktes“  

gefasst (Drs. 400/12 – Beschluss). In diesem Beschluss heißt es u. a.  
 

„...Bund und Länder stimmen darin überein, dass der Entwicklung der Sozialversicherungen 
und der kommunalen Finanzen bei der Einhaltung des Fiskalpaktes eine wichtige Rolle zu-
fällt. Die Entwicklung der Sozialversicherungen liegt dabei in der Verantwortung des Bun-
des. Die Länder tragen im Rahmen des Fiskalvertrags die Verantwortung für ihre Kommu-
nen. Infolge der expliziten Einbeziehung der kommunalen Verschuldung in die Defizitober-
grenze des Fiskalpaktes - im Gegensatz zur deutschen Schuldenbremse - werden die Län-
der in ihrer Konsolidierungspolitik vor deutlich größere Herausforderungen gestellt. Deshalb 
werden Bund und Länder unter Einbeziehung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ein 
neues Bundesleistungsgesetz in der nächsten Legislaturperiode erarbeiten und in Kraft set-
zen, das die rechtlichen Vorschriften zur Eingliederungshilfe in der bisherigen Form ab-
löst...“ 
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Wie der Deutsche Städtetag berichtet, wird die kolportierte Höhe der Beteiligung des Bundes 
an den Kosten der Eingliederungshilfe von Ländervertretern mit rund 4 Milliarden Euro ange-
geben.  

 

Dem Vernehmen nach hat der sich Bund im Rahmen der Verständigung über den Fiskalpakt 
auch bereit erklärt hat, bei den Kosten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung  zukünftig jeweils die aktuellen Nettoausgaben des laufenden Kalenderjahres zu er-
statten. In dem hierzu Ihnen mit der Mitglieder-Info Nr. 32/2012 zur Kenntnis gegebenen Refe-
rentenentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Bundeserstattung und einer Bundesstatis-
tik für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zur Änderung des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch knüpft eine Bundeserstattung noch dauerhaft an die Ausgaben des 
jeweiligen Vorvorjahres an.  

 
Mit freundlichen Grüßen  

gez.: 

Matthias Krömer 


